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(Ar. 13560.) Verordnung zur Ausführung des Familiengüter⸗ und des Zwangsauflöſungsgeſetzes. 
Vom 30. Dezember 1930. 

Auf Grund der Artikel 7 und 51 der Verfaſſung, des Artikels 47 Nr. b des Geſetzes über 
Aenderungen der zur Auflöſung der Familiengüter und der Hausvermögen ergangenen Geſetze 
und Verordnungen vom 22, April 1930 (Geſetzſamml. S. 51) und des § 10 des Familiengüter⸗ 
geſetzes vom 22. April 1930 (Geſetzſamml. S. 125) wird zur Ausführung des Familiengüter⸗ und 
des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 (Geſetzdamml. S. 125) folgendes verordnet: 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 1. 
Erbſtammgüter im Sinne des § 1 Abſ. 6 des Familiengütergeſetzes (FamcgG.) und des 
3 247 des Zwangsauflöſungsgeſetzes (ZWAG.) find die Stammgüter (Erbſtammgüter) der Ritter⸗ 
ſchaft des Herzogtums Bremen und der Calenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagen'ſchen Ritterſchaft. 


N 5 § 2. 

Sind ſtiftungsmäßig oder hausgeſetzlich ein Familienpfleger, ein Familienrat, ein Agnaten⸗ 
ausſchuß, Kuratoren, Exekutoren uſw. eingeſetzt oder ſonſtige Organe zur Verwaltung des 
Familienguts oder Hausvermögens oder zur Vertretung der Familie berufen, ſo entſcheidet im 
Zweifelsfall die Auflöſungsbehörde, ob dieſe Organe und, falls mehrere vorhanden ſind, welches 
dieſer Organe als Familienvertretung im Sinne des Familiengütergeſetzes und des Zwangs⸗ 
auflöſungsgeſetzes anzuſehen iſt. 8 
g f § 3. 5 

In das Familienverzeichnis (§ 4 Abſ. 2 Ziff. 2 FambG.) ſind auch die Anwärter aufzunehmen, 
die ſich nicht innerhalb des Deutſchen Reichs aufhalten. 


§ 4. 
Die Ladung zum Termin zur Aufnahme eines Familienſchluſſes iſt zuzuſtellen. Für die 
Zuſtellung gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuftellungen von Amts wegen. 


85. 

Wird bei einem Familiengut oder Hausvermögen, das ſich in der freiwilligen allmählichen 
Auflöſung befindet, zur freiwilligen ſofortigen Auflöſung übergegangen, ſo erübrigt ſich die 
miniſterielle Genehmigung zur Auflöſung (SS 15, 43 FamGG.) nicht deshalb, weil früher bereits 
die allmähliche Auflöſung miniſteriell genehmigt worden iſt. 


§ 6. 

Iſt ein Familiengut oder Hausvermögen im Wege der freiwilligen Auflöſung frei 
geworden, ſo kann die Auflöſungsbehörde, wenn der Eigentümer vor Löſchung des Fideikommiß⸗ 
vermerkes (Vermerk über die Eigenſchaft als Fideikommiß, Erbſtammgut, Lehn oder Hausgut) über 
Beſtandteile des früher gebundenen Vermögens verfügen will, auf Antrag des Eigentümers 
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beſcheinigen, daß es zu der Verfügung einer fideikommißrechtlichen Genehmigung oder Ermächtigung 
nicht bedarf. 
§ 7. 
(1) Öffentliche Kreditanſtalten im Sinne des S 8 Abſ. 2 Ziff. 2 FamGG®. und des § 208 
Zw. find: 
1. in der Provinz Oſtpreußen die Oſtpreußiſche Landſchaft; 
2. in der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗ 
inſtitut; 
3. in der Provinz Brandenburg das Kur- und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Kredit⸗ 
inſtitut und das Neue Brandenburgiſche Kreditinſtitut innerhalb der Grenzen ihrer 
geſchäftlichen Zuſtändigkeit; 5 
4. in der Provinz Pommern die Pommerſche Landſchaft und die Neue Pommerſche 
Landſchaft für den Kleingrundbeſitz innerhalb der Grenzen ihrer geſchäftlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit; 
in der Provinz Sachſen die Landſchaft der Provinz Sachſen; 
in der Provinz Schleſien die Schleſiſche Landſchaft; 
in der Provinz Weſtfalen die Landſchaft der Provinz Weſtfalen; 
in der Rheinprovinz die Landesbank der Rheinprovinz; 
. in der Provinz Schleswig⸗Holſtein die Schleswig⸗Holſteiniſche Landſchaft; 
innerhalb des Bezirksverbandes des Regierungsbezirkes Kaſſel die Landeskreditkaſſe 
in Kaſſel; 
11. innerhalb des Bezirksverbandes des Regierungsbezirkes Wiesbaden die Naſſauiſche 
Landesbank; N 
12. in den Hohenzolleriſchen Landen die Spar⸗ und Leihkaſſe für die Hohenzolleriſchen 
Lande; i N 16 2 
13. in der Provinz Hannover der Calenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagen⸗Hildesheimſche 
ritterſchaftliche Kreditverein, das ritterſchaftliche Kreditinſtitut des Fürſtentums 
Lüneburg und der Bremenſche ritterſchaftliche Kreditverein für die zu ihrer geſchäft⸗ 
lichen Zuſtändigkeit gehörigen Grundſtücke, im übrigen die Hannoverſche Landes⸗ 
Ekreditanſtalt. N ; 3 f 93 | 
(2) Erſtreckt ſich die geſchäftliche Zuſtändigkeit einer der zu 1 bis 8 genannten Kreditanſtalten 
auf Grundſtücke, die außerhalb der ihr zugewieſenen Provinz liegen, ſo iſt ſie auch für dieſe Grund⸗ 
ſtücke zuſtändig. Gehören Grundſtücke gleichzeitig zur geſchäftlichen Zuſtändigkeit mehrerer dieſer 
Kreditanſtalten, ſo iſt für Grundſtücke, die von einer der Kreditanſtalten beliehen ſind, dieſe Kredit⸗ 
anſtalt, im übrigen die für die Provinz zuſtändige Kreditanſtalt zuſtändig. Falls Grundſtücke, die 
gleichzeitig zur geſchäftlichen Zuſtändigkeit einer der zu 13 genannten ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
anſtalten und der Hannoverſchen Landeskreditanſtalt gehören, von einer dieſer Kreditanſtalten 
beliehen ſind, ſo iſt dieſe Kreditanſtalt zuſtändig. 


; Vor der Errichtung einer Stiftung zur Erhaltung gemeinnütziger Einrichtungen nach § 11 
des Fam. hat die Auflöſungsbehörde regelmäßig auch dem Regierungspräſidenten, in deſſen 
Bezirk ſich die Einrichtung befindet, Gelegenheit zur Außerung zu geben. Sollen einer Stiftung 
nach § 11 FamGG., § 181 MAG. Gegenſtände, die einen beſonderen künſtleriſchen, wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder geſchichtlichen Wert haben, namentlich Sammlungen, Gemäldegalerien, Archive, 
Büchereien einverleibt werden, ſo iſt der Provinzialkonſervator (Bezirks⸗ Landeskonſervator) 
zu hören. i noch Ielanap Noir rt | | 


S D ID Qu 
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§ 9. . 
(1) Vor dem Beſchluſſe, durch den ein Aufgebot nach § 31 FamGG. angeordnet wird, iſt 
der Beſitzer zu hören. RS f 110 : 1 
0) Als Rechtsnachteil iſt den Fideikommißgläubigern anzudrohen, daß bei verſpäteter 
Anmeldung ihrer Anſprüche und Vorrechte gemäß § 33 Fam. auf Koſten des Säumigen ein 
beſonderer Prüfungstermin beſtimmt werden kann: } . ö 
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(3) Das Aufgebot iſt öffentlich bekanntzumachen ($ 17). Die Aufgebotsfriſt wird von der 
Auflöſungsbehörde beſtimmt. Sie ſoll regelmäßig ſechs Wochen betragen. Das Aufgebot ſoll 
den Fideikommißgläubigern, welche der Auflöſungsbehörde bekannt ſind, von Amts wegen zugeſtellt 
werden. Die Zuſtellung kann durch Aufgabe zur Poſt erfolgen. 


8 10. 

Iſt der Beſitzer nach Erteilung des Fideikommißauflöſungsſcheins noch nach Art eines 
Vorerben beſchränkt, jo iſt in dem Fideikommißauflöſungsſchein auf die geſetzlichen Beſtimmungen, 
auf welchen die Beſchränkung beruht und welche für die Beſchränkung maßgebend ſind, Bezug 
zu nehmen. 

§ 11. 

Von der Ausſtellung von Unſchädlichkeits- oder Verwendungszeugniſſen für ein Familien⸗ 
gut oder Hausvermögen hat die Landeskulturbehörde das Auflöſungsamt, welches das Familiengut 
oder Hausvermögen beaufſichtigt, unter Angabe der Art der Verwendung zu benachrichtigen. 


II. Abſchnitt. 
Beſtimmungen über das Verfahren der Auflöſungsbehörden. 
8 12. 

Der Vorſitzende der Auflöſungsbehörde wird bei Verhinderung durch ſeinen Stellvertreter 
vertreten. Iſt ein Stellvertreter nicht allgemein beſtellt oder iſt auch dieſer verhindert, ſo wird der 
Vorſitzende durch das dienſtälteſte ordentliche richterliche Mitglied der Auflöſungsbehörde, und 
wenn alle ordentlichen richterlichen Mitglieder verhindert ſind, durch das dienſtälteſte ſtellvertretende 
richterliche Mitglied vertreten. 

8 13. 

Über die mündlichen Verhandlungen der Auflöſungsbehörden iſt eine Verhandlungsſchrift 

aufzunehmen. 
§ 14. 

(1) Urteile der Auflöſungsbehörden find von allen Mitgliedern, die bei dem Urteile mit- 
gewirkt haben, zu unterſchreiben. Iſt ein Mitglied verhindert, ſeine Unterſchrift beizufügen, ſo 
iſt dies unter Angabe des Hinderungsgrundes von dem Vorſitzenden und bei deſſen Verhinderung 
von dem beiſitzenden richterlichen Mitglied, das nach § 12 zu ſeiner Vertretung berufen iſt, unter 
dem Urteile zu bemerken. 5 

(2) Bei anderen Entſcheidungen der Auflöfungsbehörden genügt die Unterzeichnung durch 
den Vorſitzenden und den Berichterſtatter. 

§ 15. 

Soweit mündliche Verhandlungen nicht öffentlich ſind, kann der Vorſitzende einzelnen 

nicht beteiligten Perſonen, die ein berechtigtes Intereſſe dartun, den Zutritt geſtatten. 


§ 16. 

Der Vorſitzende kann die Beſchlußfaſſung auf ſchriftlichem Wege durch Umlauf herbei- 
führen, wenn er die Sache dazu für geeignet hält. Beſchlüſſe durch Umlauf müſſen einſtimmig 
gefaßt werden. Treten Meinungsverſchiedenheiten hervor oder wünſcht ein an der Beſchluß— 
faſſung beteiligtes Mitglied mündliche Beratung, ſo muß eine Sitzung der Auflöſungsbehörde 
ſtattfinden. 

§ 17. 

(1) Soweit geſetzlich nichts anderes vorgeſchrieben iſt, beſtimmt die Auflöſungsbehörde die 
Art ihrer öffentlichen Bekanntmachungen. 

(2) Die Anordnung der öffentlichen Bekanntmachung ſoll den bekannten Beteiligten tunlichſt 
bekanntgegeben werden. Die Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung wird hierdurch nicht 
berührt. 

(3) Soll die öffentliche Bekanntmachung durch Anheftung an die Bekanntmachungstafel der 
Auflöſungsbehörde erfolgen, jo finden die Vorſchriften unter II der Erſten Verordnung zur Ein- 
ſchränkung öffentlicher Bekanntmachungen vom 4. April 1924 (Geſetzſamml. S. 199) Anwendung. 
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8 18. 


Während der Gerichtsferien kann bei den Auflöſungsbehörden die Bearbeitung von Sachen, 
die nach der Beſtimmung des Vorſitzenden einer ſchleunigen Erledigung nicht bedürfen, unter⸗ 
bleiben. 

8.19, 

Berichte und Anzeigen, die in Angelegenheiten der Familiengüter und der Hausvermögen 
von den Auflöſungsämtern dem Juſtizminiſter oder dem Juſtizminiſter und einem anderen 
Miniſter zu erſtatten ſind, ſind von ihnen durch den Präſidenten des Landesamts für Familien⸗ 
güter dem Juſtizminiſter in der erforderlichen Anzahl von Stücken einzureichen. Sind nach den 
Vorſchriften der Auflöſungsgeſetzgebung durch die Auflöſungsämter Genehmigungen von dem 
Juſtizminiſter oder von dem Juſtizminiſter und einem anderen Miniſter einzuholen, ſo gilt Satz 1 
entſprechend. 

§ 20. 

(1) Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Auflöſungsämter ſind von dem Auflöſungsamte 
dem Gegner des Beſchwerdeführers abſchriftlich zu überſenden mit dem Anheimgeben, ſich auf die 
Beſchwerde innerhalb beſtimmter Friſt zu erklären. Abſchrift der Gegenerklärung teilt das Auf- 
löſungsamt dem Beſchwerdeführer mit unter dem Anheimſtellen, eine etwaige Erwiderung 
unmittelbar dem Landesamte für Familiengüter einzureichen. Die Beſchwerde nebſt der Gegen⸗ 
erklärung und den Akten überſendet das Auflöſungsamt ſodann dem Landesamte zur Entſcheidung 
über die Beſchwerde. In dem Begleitberichte ſind der Gegenſtand der Beſchwerde und die Blatt⸗ 
zahlen der in Betracht kommenden Vorgänge, einſchließlich der Vollmachten der Beteiligten und 
Zuſtellungen der Entſcheidung, zu bezeichnen. Dem Begleitbericht iſt eine beglaubigte Abſchrift 
der angefochtenen Entſcheidung beizufügen. Geht innerhalb der Friſt des Satzes 1 die Gegen⸗ 
erklärung nicht ein, ſo werden die Akten nach Ablauf der Friſt überſandt. 

(2) Werden mit der Beſchwerde einſtweilige Anordnungen oder andere ſchleunige Ent⸗ 
ſcheidungen des Landesamts beantragt oder bedarf die Beſchwerde aus einem ſonſtigen Grunde 
der beſonderen Beſchleunigung, ſo überſendet das Auflöſungsamt die Beſchwerde nebſt den Akten 
alsbald dem Landesamt und erteilt gleichzeitig Abſchrift der Beſchwerde dem Beſchwerdegegner mit 
dem Anheimgeben, ſich auf die Beſchwerde umgehend dem Landesamte für Familiengüter gegenüber 
zu erklären. a 

(3) Eine Mitteilung der Beſchwerde an den Beſchwerdegegner unterbleibt, wenn ſie un⸗ 
tunlich oder überflüſſig erſcheint. 

(4) Die beim Landesamt unmittelbar eingelegten Beſchwerden werden dem Auflöſungsamte, 
deſſen Entſcheidung angefochten wird, überſandt, das nach den Abſ. 1 bis 3 zu verfahren hat. 

(6) Die Beteiligten ſollen ihren Erklärungen die für die übrigen Beteiligten erforderlichen 
Abſchriften beifügen. 5 

(6) Der Präſident des Landesamts für Familiengüter kann eine anderweitige Regelung 
treffen, ſofern ſich hierfür ein Bedürfnis ergibt. 


5 III. Abſchnitt. 
Beſtimmungen für Schutzforſten, Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗ und Landgüter. 
§ 21. 

() Im Verfahren zur Bildung eines Schutzforſtes oder Waldguts hat der Beſitzer auf 
Verlangen der Auflöſungsbehörde eine Beſchreibung der Waldungen des Familienguts oder Haus⸗ 
vermögens mit Lageplan einzureichen. Die Beſchreibung ſoll die Lage des Waldes, die Größe 
der Flächen, die Beſtandverhältniſſe nach Alter, Holz⸗ und Betriebsart, die Zahl und örtliche 
Verteilung der Oberförſter, Förſter und ſonſtigen Forſtbeamten, die Angabe der Kataſterparzellen 
und der Grundbuchblätter enthalten. Der Beſchreibung ſind die etwa vorhandenen Wirtſchafts⸗ 
pläne ſowie etwaige näher zu begründende Vorſchläge des Beſitzers über die Bildung und die 
Bezeichnung des Schutzforſtes oder des Waldguts beizufügen. 


(2) Für das Verfahren zur Bildung eines Deich- oder Weinguts gelten die Vorſchriften des 
Abſ. 1 ſinngemäß. 
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§ 22. 

(1) Hält das Auflöſungsamt im Verfahren zur Bildung eines Schutzforſtes oder eines 
Wald⸗, Deich-, Weinguts eine örtliche Beſichtigung für erforderlich, jo hat es alsbald unter Dar⸗ 
legung des Sachverhalts dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu berichten, wenn anzunehmen iſt, daß die Beſichtigung auch für die miniſterielle Ge⸗ 
nehmigung des Beſchluſſes über die Bildung des Schutzforſtes oder des Wald-, Deich-, Weinguts 
von weſentlicher Bedeutung iſt. 

(2) Gehören zu einem Familiengut oder Hausvermögen Waldungen über 100 ha oder 
Weinberge oder deichpflichtige Grundſtücke, ſo hat das Auflöſungsamt vor der Entſcheidung über 
deren Sicherung dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
unter Darlegung der in Ausſicht genommenen Maßnahmen zu berichten. Soll von einer Sicherung 
Abſtand genommen werden, ſo ſind die Gründe hierfür mitzuteilen. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten entſprechend im Verfahren über Anträge im 
Sinne des § 170, § 174 Abſ. 3 Satz 1, § 175 Abſ. 1 Satz 1 Zw. 


§ 23. 

Die Bezeichnung der zum Schutzforſte oder Wald-, Deich-, Weingute gehörenden Grundſtücke 
kann im Falle des § 154 Abſ. 3 Satz 2 ($ 170 Satz 2, § 174 Abſ. 3 Satz 1) Zw. durch 
Bezugnahme auf eine Karte (Meßtiſchblatt) erfolgen, in die die Grenzen des Schutzforſtes oder des 
Wald⸗, Deich-, Weinguts jo genau eingezeichnet find, daß daraufhin vermeſſen werden kann. Die 
Karte iſt auf einen haltbaren Stoff aufzuziehen. 


§ 24. 
Die Vorſchriften des §S 156 Abi. 2 ZwaG. gelten bei freiwilliger Auflöſung des 
Familienguts oder Hausvermögens entſprechend. 


8 25. 

Der Beſchluß über die Bildung eines Schutzforſtes oder eines Wald⸗, Deich⸗, Weinguts iſt 
auch den Behörden, die ſich auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde über die Bildung des Schutzforſtes 
oder des Wald-, Deich⸗, Weinguts gutachtlich geäußert haben, mitzuteilen, ſoweit ihnen der Beſchluß 
nicht nach § 154 Abſ. 5, §S 170, $ 174 Abſ. 3 ZmAG. zuzuſtellen iſt. 


§ 26. f 

Eine Beaufſichtigung der Verwendung aufgenommener oder durch Veräußerung erlöſter 
Gelder im Sinne des § 12 Abſ. 5 Satz 2 letzter Halbſatz, S 15 Abſ. 1, § 16 Abſ. 3 der Zwangs⸗ 
auflöſungsverordnung findet nicht mehr ſtatt. Iſt die Verwendung nach anderen Vorſchriften zu 
beaufſichtigen, ſo behält es dabei ſein Bewenden. Sind bei der Genehmigung des Rechtsgeſchäfts, 
durch welches das Geld erzielt worden iſt, beſondere Auflagen für deſſen Verwendung gemacht 
worden, ſo iſt die Erfüllung der Auflagen weiter zu beaufſichtigen, ſofern daran ein öffentliches 
Intereſſe beſteht. Mit der Löſchung des Fideikommißvermerkes (§ 6) geht dieſe Aufſicht auf die 
Aufſichtsbehörden über das Wald-, Deich⸗, Wein⸗ oder Landgut (Regierungspräſident, Landes⸗ 
kulturamtspräſident) über. 

8 27. 

(1) Für jeden Schubforft und für jedes Wald⸗, Deich⸗, Weingut find bei dem Regierungs⸗ 
präſidenten und für jedes Landgut bei dem Landeskulturamtspräſidenten, dem die Aufficht obliegt, 
beſondere Akten anzulegen. Bei Miſchgebilden, die der Aufſicht beider unterſtehen (Wald- und 
Landgut, Land- und Waldgut) — § 175 Abſ. 2 Zw AGG. —, find Akten ſowohl bei dem Regierungs⸗ 
präſidenten als auch bei dem Landeskulturamtspräſidenten anzulegen. 

(2) Bei den Akten muß ſich eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abſchrift des Beſchluſſes 
der Auflöſungsbehörde, durch den der Schutzforſt oder das Wald-, Dei“, Wein⸗, Landgut gebildet 
worden iſt, befinden. 

§ 28. 

(1) Der Regierungspräſident und der Landeskulturamtspräſident haben ferner ein Ver⸗ 
zeichnis über die ihrer Aufſicht unterſtehenden Schutzforſten und Wald-, Deich-, Wein- und Land⸗ 
güter zu führen. 
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(2) Aus dem Verzeichnis muß erſichtlich ſein: 
1. der Name des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich-, Wein-, Landguts; 
2. der Eigentümer oder der Nutzungsberechtigte; 
3. die Grundbuchbezeichnung; 
4. die Größe, und zwar 
a) die Größe der Holzbodenfläche (der Weinberge oder deichpflichtigen Grundſtücke), 
b) die Größe der anderweitig genutzten Fläche; 
ob der Fideikommißvermerk in dem Grundbuche gelöſcht iſt; 

6. ob die Aufſtellung jährlicher Wirtſchaftspläne oder die Führung eines Prüfungs⸗ 
buchs angeordnet iſt (§ 158 Abſ. 9 Zw.), und bejahendenfalls, ob der Eigen⸗ 
tümer von der regelmäßigen Vorlage der jährlichen Wirtſchaftspläne und des 
Prüfungsbuchs befreit iſt (§ 158 Abſ. 11 Zw.) und aus welchem Grunde; 

7. ob die Bewirtſchaftung des Waldes der Aufſicht einer Landwirtſchaftskammer unter⸗ 
ſtellt iſt (§ 158 Abſ. 12 Zw.) und bejahendenfalls, welcher Landwirtſchaftskammer. 

(3) Das Verzeichnis iſt auf dem laufenden zu halten. Zu den Akten der einzelnen Schutz⸗ 
forſten und Wald-, Deich-, Wein⸗ und Landgüter iſt ein Auszug aus dem Verzeichniſſe zu nehmen. 


§ 29. \ 

(1) Iſt in dem Beſchluß über die Bildung des Schutzforſtes oder des Wald-, Deich⸗, Wein⸗ und 
Landguts auf andere Schriftſtücke oder Karten Bezug genommen, ſo können die Aufſichsbehörden 
(Regierungspräſident, Landeskulturamtspräſident) von den Auflöſungsämtern deren Mitteilung 
verlangen, ſoweit dieſe früher unterblieben und die Kenntnis der Schriftſtücke und Karten für die 
Führung der Aufſicht von Bedeutung iſt. Die Aufſichtsbehörden können auch verlangen, daß ihnen 
die Gutachten, die vor der Bildung des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗, Landguts von 
den Auflöſungsämtern eingeholt worden ſind, und etwaige weitere für das Verſtändnis des Beſchluſſes 
über die Bildung des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich-, Wein- Landguts weſentliche Unterlagen 
mitgeteilt werden. Dies gilt insbeſondere, wenn der Beſchluß über die Bildung des Schutzforſtes 
oder des Wald⸗, Wein⸗, Deich- oder Landguts nicht mit Gründen verſehen iſt. 

(2) Die Mitteilung ſoll regelmäßig durch Überſendung beglaubigter Abſchriften geſchehen. 
Zur Vermeidung umfangreicher Schreibarbeiten und der Herſtellung neuen Kartenmaterials 
können jedoch die Urſchriften einſchließlich ihrer Anlagen an die Aufſichtsbehörden abgegeben 
werden, ſoweit fie ſich nicht auch auf andere Angelegenheiten beziehen und ſoweit es ſich nicht um 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Auflöſungsbehörden aufgenommen haben, ſowie Anlagen 
ſolcher Urkunden (§ 176 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit) handelt. 
Die Urſchriften der Beſchlüſſe über die Bildung des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗ 
oder Landguts verbleiben in allen Fällen bei den Akten der Auflöſungsämter, desgleichen alle 
Urkunden, die zum Nachweis der Rechtswirkſamkeit dieſer Beſchlüſſe erforderlich ſind. Die 


Anlagen der im vorhergehenden Satze genannten Beſchlüſſe können jedoch in Urſchrift abgegeben 
werden. 


Qu 


§ 30. 

Die den Schutzforſt oder das Wald⸗, Deich-, Wein⸗ und Landgut betreffenden Vorgänge, 
die nach der rechtswirkſamen Entſtehung des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗ oder 
Landguts bei den Auflöſungsämtern entſtanden ſind und die für die Zukunft noch Bedeutung haben, 
ſind von den Auflöſungsämtern an die Aufſichtsbehörden (Regierungspräſident, Landeskulturamts⸗ 
präſident) abzugeben, ſoweit ſich die Vorgänge nicht auch auf andere Angelegenheiten beziehen 
und ſoweit es ſich nicht um Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Auflöſungsbehörden auf⸗ 
genommen haben, ſowie um Anlagen ſolcher Urkunden handelt. Vorgänge, die ſich nur auf 
Genehmigungen zur Belaſtung von Wald⸗, Deich-, Wein⸗ und Landgütern mit Gutsſchulden 
beziehen, werden nur abgegeben, wenn anzunehmen iſt, daß die Kenntnis dieſer Vorgänge für die 
Aufſichtsbehörden von beſonderer Bedeutung iſt (4. B. 8 26 Satz 3 und 4). Soweit Vorgänge nicht 
abgegeben werden können, haben die Auflöſungsämter den Aufſichtsbehörden in kürzeſter Form 
den weſentlichen Inhalt der Vorgänge und eine beglaubigte Abſchrift der Entſcheidung mitzuteilen. 
In dieſer Weiſe kann auch verfahren werden, wenn ſtatt Abgabe der Vorgänge die Mitteilung 
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ihres weſentlichen Inhalts zweckmäßiger iſt und dies ohne umfangreiche Schreibarbeiten und 
Herſtellung neuen Kartenmaterials geſchehen kann. 


§ 31. 

Soweit die an die Auffichtsbehörden abzugebenden Vorgänge bei den Auflöſungsämtern 
zur Zeit noch nicht entbehrlich ſind, insbeſondere weil der Fideikommißvermerk (§ 6) im Grundbuche 
noch nicht gelöſcht iſt, find fie abzugeben, ſobald fie entbehrlich werden. Von der Unentbehrlichkeit 
der Vorgänge haben die Auflöſungsbehörden die Auffichtsbehörden alsbald in Kenntnis zu ſetzen. 
Im Bedarfsfall haben die Auflöſungsämter den Aufſichtsbehörden die Akten zu überlaſſen. 


§ 32. 

Bei einem Wald- und Landgut oder Land- und Waldgute (Miſchgebilde) — 8 175 Abſ. 2 
ZwaG. — erfolgen die Mitteilungen und die Abgabe der Vorgänge (§s 29 bis 31) nur an den 
Regierungspräſidenten. c 

§ 33. 

(1) Die abzugebenden Vorgänge ſind zu heften und mit fortlaufenden Blattzahlen zu ver⸗ 
ſehen. Das Heft beginnt mit einem Verzeichniſſe des Auflöſungsamts über die abgegebenen 
Vorgänge. Vorgänge, die Anlagen von Entſcheidungen ſind, ſind als ſolche in deutlich erkennbarer 
Weiſe zu bezeichnen. 

(2) Die Aufſichtsbehörden haben den Auflöſungsämtern das Aktenzeichen ihrer Akten mit⸗ 
zuteilen, zu denen ſie die Vorgänge nehmen. 

§ 34. 

Ein Verzeichnis über die abgegebenen Vorgänge mit dem Vermerke des Aktenzeichens der 
Akten der Aufſichtsbehörden, bei denen ſich die Vorgänge nunmehr befinden, bleibt bei den Akten 
der Auflöſungsämter. An den Stellen der Akten, an denen die Vorgänge entnommen ſind, iſt ihr 
Verbleib zu vermerken. N 

S 35. 

(1) Die abgegebenen Vorgänge dürfen nur mit Zuſtimmung des Juſtizminiſters vernichtet 
werden. Dies iſt auf dem Hefte (§ 33 Abſ. 1) zu vermerken. 

(2) Wird die Erteilung einer Ausfertigung einer Entſcheidung beantragt, deren Urſchrift 
oder deren Anlage an die Aufſichtsbehörden abgegeben ift, oder werden die abgegebenen Vorgänge 
aus einem anderen Grunde von den Juſtizbehörden gebraucht, ſo haben die Aufſichtsbehörden 
die Vorgänge auf Erſuchen den Juſtizbehörden zurückzuſenden. 


§ 36. 
Bei der Durchführung der ſtaatlichen Forſtaufſicht ſoll ſich der Regierungspräſident der 
ſtaatlichen Forſtverwaltungsbeamten ſeines Bezirkes bedienen. 1 


§ 37. 
Wenn die Forſtaufſichtsbehörde die Führung eines Prüfungsbuchs anordnet (§ 158 Abſ. 9 
Satz 2 ZWAG.), jo muß dieſes wenigſtens in einer dem genehmigten Wirtſchaftsplane (Betriebsplan 
oder Betriebsgutachten) angepaßten einfachen Form nachweiſen, wie ſich die tatſächliche Holz⸗ 
abnutzung zu dem zuläſſigen Einſchlagsſoll verhält, und inwieweit genutzte Flächen wieder 
beſtockt ſind. 
§ 38. 

() Vereinigungen von Waldbeſitzern (Waldbauvereine, Waldbeſitzervereine, Bauern⸗ 
vereine u. a.) — § 158 Abſ. 10 ZmAG®. — können auf Antrag von dem Regierungspräſidenten, in 
deſſen Bezirke ſie ihren Sitz haben, ſtaatlich anerkannt werden, wenn die Vereinigung 

1. Rechtsfähigkeit beſitzt, 

2. zur Ausübung oder Überwachung der Bewirtſchaftung des Waldes eine Perſönlichkeit 
beſtellt hat, die die Befähigung eines deutſchen ſtaatlichen Forſtverwaltungsbeamten 
hat. Die Pflicht zur Beſtellung einer ſolchen Perſönlichkeit ſoll regelmäßig durch 
die Satzung der Vereinigung feſtgelegt ſein. 1 

(2) Der Regierungspräſident hat eine Lifte über die von ihm anerkannten Vereinigungen ; 
zu führen, aus welcher der Vorſitzende ſowie der für die Vereinigung tätige Forſtverwaltungs⸗ 
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beamte erſichtlich find. Eine Abſchrift der Satzung der Vereinigung hat der Regierungspräſident 
zu ſeinen Akten zu nehmen. 

(8) Die Anerkennung kann von dem Regierungspräſidenten widerrufen werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Vor dem Widerruf iſt die Vereinigung zu hören. 


§ 39. 

Als leitender Forſtſachverſtändiger mit der Befugnis zur Abgabe von Beſcheinigungen im 
Sinne des § 158 Abſ. 11 Satz 2 ZWAG. kann von dem Regierungspräſidenten nur anerkannt 
werden, wer die Befähigung eines deutſchen ſtaatlichen Forſtverwaltungsbeamten beſitzt. Wenn 
ein Waldeigentümer, der die Bewirtſchaftung ſeines Schutzforſtes oder ſeines Waldguts ſelbſt leitet, 
dieſe Befähigung beſitzt oder die forſtliche Diplomprüfung an einer preußiſchen forſtlichen Hochſchule 
abgelegt hat, ſo kann er auf ſeinen Antrag vom Regierungspräſidenten als leitender Forſt⸗ 
ſachverſtändiger anerkannt werden. § 38 Abſ. 3 gilt ſinngemäß. 


§ 40. i 

Die Landwirtſchaftskammer hat die Übernahme der Aufſicht über die Bewirtſchaftung des 
Waldes ($ 158 Abſ. 12 ZwaG.) binnen zwei Wochen nach Übernahme dem Regierungspräſidenten 
anzuzeigen. Von der Einſtellung der Aufſicht hat ſie den Regierungspräſidenten ſpäteſtens am 
Tage der Einſtellung zu benachrichtigen. 

§S 41. 

(1) Bei einem Deich-, Wein- oder Landgut kann ſich die Aufſichtsbehörde in der Regel auf 
die Überwachung beſchränken, ob die Güter im allgemeinen ordnungsmäßig bewirtſchaftet 
und ob bei einem Deichgut die Deichlaſten ordnungsmäßig erfüllt werden. Die Auſſichtsbehörde 
kann hierüber insbeſondere Auskünfte von dem Deichhauptmann, der Landwirtſchaftskammer, dem 
Landrat und dem Kulturamtsvorſteher, in deren Bezirk das Gut liegt, einziehen. In Zeitabſtänden 
von etwa zehn Jahren ſoll ſich die Aufſichtsbehörde davon überzeugen, daß die für die Bildung des 
Deich⸗, Wein⸗ oder Landguts feſtgeſtellten Vorausſetzungen noch vorliegen. 

(2) Die wirtſchaftliche Aufficht über eine Landgutsſtiftung, zu der keine Landgüter im 
Sinne des $ 16 der Zwangsauflöſungsverordnung, § 274 Abſ. 1 Zw a. gehören, iſt unbeſchadet 
der beſtehenden allgemeinen Staatsaufſicht (§ 32 Abſ. 2 Satz 4 der Zwangsauflöſungsverordnung, 
jetzt § 246 Abſ. 2 Satz 1 MAG.) von dem Landeskulturamtspräſidenten zu führen. Die Be⸗ 
ſtimmungen für die Aufficht über Landgüter gelten entſprechend. Wenn der Landeskulturamts⸗ 
präſident ein Einſchreiten für erforderlich hält, hat er ſeine Vorſchläge der Behörde einzureichen, 
welche die allgemeine Staatsaufſicht über die Stiftung führt. 


8 42. 

Bei der Ausübung der gemeinſamen Aufſicht des Regierungspräſidenten und des Landes⸗ 
kulturamtspräſidenten über ein Wald⸗ und Landgut oder ein Land⸗ und Waldgut (8 175 Abi. 2 
Zw.) wird der Schriftverkehr nach außen von dem Regierungspräſidenten geführt, ſoweit er ſich 
nicht auf rein landwirtſchaftliche Angelegenheiten bezieht. Bei Anordnungen und Entſcheidungen 
aus Anlaß der Aufficht, ſowie bei Genehmigungen iſt zum Ausdruck zu bringen, daß ſie im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Landeskulturamtspräſidenten ergehen. Kommt ein Einvernehmen zwiſchen 
den Aufſichtsbehörden nicht zuſtande, ſo iſt an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu berichten. 


IV. Abſchnitt. 
Beſtimmungen über Eintragungen in das Grundbuch. 
§ 43. 
(1) Erſuchen der Auflöfungsbehörden um Eintragungen in das Grundbuch müſſen 
enthalten: 
„die Angabe der geſetzlichen Beſtimmungen, auf die ſich das Erſuchen ſtützt; 
den vollen Inhalt der begehrten Eintragung; 


die Bezeichnung der Perſonen, die als Schuldner der Gebühren und Auslagen 
anzuſehen ſind. 
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(2) Wird um die Eintragung eines Eigentümers erſucht, ſo iſt der Grund des Erwerbes 
anzugeben. Wenn um die Eintragung des Rechtes des Nacherben (§ 12 Abſ. 1 Satz 2 FambG,, 
SS 15 ff., SS 30, 247, 262 Zw aG.) erſucht wird, iſt in dem Erſuchen auf den Familienſchluß oder 
den Fideikommißauflöſungsſchein, gegebenenfalls auf beide, Bezug zu nehmen. Soll bei der 
Aushändigung von Hypotheken-, Grundfchuld- oder Rentenſchuldbriefen von der Regel des § 60 
Abſ. 1, § 70 der Grundbuchordnung abgewichen werden, jo find in dem Erſuchen die Perſonen 
zu bezeichnen, an welche die Briefe auszuhändigen ſind. 


§ 44. 

(1) Sind mehrere Eintragungen erforderlich, jo ſollen dieſe regelmäßig in einem Erſuchen 
zuſammengefaßt werden. 

(2) Das Erſuchen um Löſchung des Fideikommißvermerkes (§ 6) ſoll die Auflöſungsbehörde 
früheſtens zugleich mit dem Erſuchen um Eintragung der übrigen vor Beendigung des Auflöſungs⸗ 
verfahrens zu bewirkenden Eintragungen ſtellen. In dem Erſuchen iſt zu beſtimmen, daß der 
Fideikommißvermerk nicht ohne die anderen Eintragungen gelöſcht werden ſoll. 


8 45. 

(1) Um eine Eintragung ſoll die Auflöſungsbehörde das Grundbuchamt erſt erſuchen, wenn 
ihr die nach der Grundbuchordnung notwendigen Unterlagen der Eintragung vorliegen. Soweit 
erforderlich, haben die Beteiligten die Unterlagen beizubringen. 

(2) Soweit Bewilligungen und Erklärungen in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter 
Form beizubringen ſind, genügt ſtatt deſſen die Abgabe der Erklärung zu Protokoll der Auflöſungs⸗ 
behörde oder eines ihrer richterlichen Mitglieder. Die Auflaſſung kann in dieſer Form nicht 
erfolgen. Iſt eine Auflaſſung erforderlich, ſo iſt den Beteiligten die Beibringung einer Auflaſſungs⸗ 
verhandlung oder der Nachweis der Auflaſſung vor dem Grundbuchamt aufzugeben. 


§ 46. 

(1) Dem Eintragungserfuchen find in beglaubigter Abſchrift beizufügen: 

1. Eintragungsbewilligungen, auf die in dem Erſuchen Bezug genommen wird; 
2. Auflaſſungsverhandlungen. 

(2) Wird um die Eintragung des Schutzforſtvermerkes oder der Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗, Land⸗ 
gutseigenſchaft erſucht, ſo iſt dem Erſuchen eine Ausfertigung des Beſchluſſes über die Bildung 
des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich-, Wein⸗, Landguts und eine beglaubigte Abſchrift der 
miniſteriellen Genehmigung beizufügen. Dem Erſuchen um Eintragung des Rechtes des Nacherben 
iſt eine beglaubigte Abſchrift des Familienſchluſſes ſowie eine Ausfertigung des Beſtätigungs⸗ 
beſchluſſes und, wenn das Recht des Nacherben nicht auf einem Familienſchluſſe beruht, eine Aus⸗ 
fertigung des Fideikommißauflöſungsſcheins nebſt Rechtskraftbeſcheinigung beizufügen. Im Falle 
des § 262 ZmAG. find ſämtliche im vorhergehenden Satze bezeichneten Urkunden beizufügen. 

(3) Soll das Grundbuchamt Hypothekenbriefe erteilen, ſo ſind dem Erſuchen die Urkunden 
oder öffentlich beglaubigte Auszüge aus den Urkunden beizufügen, die nach § 58 der Grundbuch⸗ 
ordnung mit den Briefen zu verbinden ſind. 

S 47. 

() Die Auflöſungsbehörde oder ihr Vorſitzender können nach Maßgabe des § 245 Abſ. 2 
Zw. auch die Herbeiführung von Eintragungen in das Grundbuch oder andere öffentliche Bücher 
und Regiſter, die nach S 10 FamGG. zu erfolgen haben, den Beteiligten überlaſſen, ſoweit es ſich 
nicht um die Eintragung des Schutzforſtvermerkes oder der Wald-, Deich, Wein⸗, Landgutseigen⸗ 
ſchaft oder die Eintragung des Rechtes des Nacherben oder die Löſchung des Fideikommißvermerkes 
handelt. 5 
(2) Soll den Beteiligten die Herbeiführung der erforderlichen Eintragungen überlaſſen werden, 
ſo iſt dies in allen Fällen von der Auflöſungsbehörde oder ihrem Vorſitzenden ausdrücklich zu 
beſtimmen. 

§ 48. f 

(1) Auf die Eintragung einzelner Rechte, die auf Grund eines rechtswirkſamen Familien⸗ 
ſchluſſes, einer beſtätigten Zuſtimmung oder einer Anordnung der Auflöſungsbehörde begründet 
werden ſollen, kann der Begünſtigte durch Erklärung zu Protokoll der Auflöſungsbehörde oder eines 


332 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 43, ausgegeben am 31. 12. 30. 


ihrer richterlichen Mitglieder oder in öffentlich beglaubigter Urkunde, die der Auflöſungsbehörde ein⸗ 
zureichen iſt, verzichten. 

(2) Ein Verzicht auf die Eintragung einer vor der Eintragung bereits eingetretenen Rechts⸗ 
änderung iſt unzuläſſig. 

s S 49. 

Für die Eintragung der Anordnung und der Aufhebung der Familiengutsverwaltung in das 
Grundbuch gelten die Vorſchriften der § 113 Abſ. 1 und 2, §§ 114, 115 der Konkursordnung 
ſinngemäß. 

§ 50. ö 

Zum Nachweiſe der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit eines Grundſtücks zu einem Schutz⸗ 
forſt oder einem Wald-, Deich⸗, Wein⸗, Landgute genügt dem Grundbuchamte gegenüber eine Be⸗ 
ſcheinigung der Auflöſungsbehörde oder, ſofern der Fideikommißvermerk (§ 6) bereits gelöſcht iſt 
eine Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde (Regierungspräſident, Landeskulturamtspräſident). 


8 51. f 
Die Art und Weiſe der Eintragung des Schutzforſtvermerkes, der Wald-, Deich-, Wein⸗, Land⸗ 
gutseigenſchaft und des Rechtes des Nacherben in das Grundbuch beſtimmt der Juſtizminiſter (8 1 
Abſ. 2 der Grundbuchordnung). 


V. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
8 52. 
Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten folgende Allgemeine Verfügungen des 
Juſtizminiſters außer Kraft: f 

1. vom 10. Juni 1919 zur Ausführung der Verordnung über Familiengüter vom 
10. März 1919 (JM Bl. S. 320); f 

2. vom 30. Dezember 1920 zur Ausführung der Verordnung zur Ergänzung der Ver⸗ 
ordnung über Familiengüter vom 22. September 1920 (JMBl. 1921 S. 21); 

3. vom 31. Dezember 1920, betreffend den Waldſchutz bei der freiwilligen Auflöſung 
gebundener Güter — Waldverfügung — (JM Bl. 1921 S. 30); 

4. vom 1. März 1921, betreffend Ausführungsbeſtimmungen und nähere Vorſchriften 
zu dem Geſetz über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung 
der Hausvermögen (Adelsgeſetz) vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367), gemäß 
§ 40 des Geſetzes (JM Bl. S. 173) mit Ausnahme der Vorſchriften unter Nr. 7 über 
Anträge gemäß § 29 Abſ. 1 und unter Nr. 8 über Verfahren im Sinne des 8 30 
des Adelsgeſetzes; 

5. vom 26. März 1921 über die Geſchäfte der Auflöſungsbehörden für Familiengüter 
(JMBl. S. 231) mit Ausnahme der Vorſchriften unter Nr. 1, 2, 7, 8 und 9 über die 
Vereidigung der Mitglieder der Auflöſungsbehörden gemäß § 27 der Zwangs⸗ 
auflöſungsverordnung, jetzt § 198 Abf. 2 Zw., die Aufſicht über die Geſchäfts⸗ 
führung der Auflöſungsbehörden, das Dienſtſiegel der Auflöſungsbehörden, die Be⸗ 
ſtimmung der zuſtändigen Aufſichts⸗ und Auflöſungsbehörde nach § 13 Abſ. 2 der 
Verordnung über Familiengüter und 8 8 Abſ. 2 des Adelsgeſetzes, jetzt § 41 Abſ. 2, 
§ 43 FamGG., und die Geſchäftsordnung der Auflöſungsbehörden; 

6. vom 20. September 1921, betreffend die Erſuchen der Auflöſungsämter um Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch (JM Bl. S. 498); 

7. vom 20. September 1921, betreffend die Bildung von Wald-, Deich-, Wein- und 
Landgütern (JMBl. S. 499); 

8. vom 17. Januar 1922 zur Ausführung des Geſetzes vom 7. Januar 1922 
(Geſetzſamml. S. 5), betreffend Ergänzung der Verordnung über die Zwangsauflöſung 
der Familiengüter und Hausvermögen vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. 
S. 463), der Familiengüterverordnung in der Faſſung vom 30. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 77) und des Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte 
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des Adels und die Auflöfung der Hausvermögen vom 23. Juni 1920 — Geſetzſamml. 
S. 367 — (JMBl. S. 23); 
9. vom 6. Mai 1924, betreffend die Aufſicht über Deich- und Weingüter (JMBl. S. 211); 
10. vom 4. März 1926, betreffend Ziff. 3 der Allgemeinen Verfügung vom 26. März 
1921 über die Geſchäfte der Auflöſungsbehörden für Familiengüter (JM Bl. S. 84); 
11. vom 18. Oktober 1926, betreffend die Aufſicht über Landgutsſtiftungen (JMBl. 
S. 373). 
S 53. 

Soweit nach den Vorſchriften des Familiengüter⸗ oder des Zwangsauflöſungsgeſetzes für ein 
Verfahren noch die bisherigen Vorſchriften maßgebend ſind, gelten auch die bisherigen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu dieſen Vorſchriften. 

§ 54. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Vein, den 30. Dezember 1930. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Steiger Schmidt. 
zugleich für den Miniſterpräſidenten. 


(Rr. 13561.) Verordnung des Juſtizminiſters über die Eintragung des Schutzforſtvermerkes, der Wald⸗, 
Deich⸗, Wein⸗, Landgutseigenſchaft und des Rechtes des Nacherben im Sinne des 
S das und des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. . 1930 (Geſetzſamml. 

S. 125) in das Grundbuch. Vom 31. Dezember 1930. 


ö Auf Grund von § 1 Af. 2 2 der Grundbuchordnung wird beſtimmt: 
f si. 
00 Der Schutzforſtvermerk und die Wald⸗, iche Wein⸗ und Landgutseigenſchaft 1 
in der Aufſchrift des Grundbuchs eingetragen. a 


10 Die Eintragung lautet: 
Die in dieſem Grundbuchblatte 1 andter Grundſtücke bilden 1 Schutzforſt 


(das Wald-, Deich-, Wein- oder Landgut) (Name ) — 88 151 ff. (oder § 174 
oder 8 175) des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 (Geſetzſamml. S. 125) —. 
Auf Erſuchen des Auflöſungsamts ar Familiengüter in Dom (J 


eingetragen m 
(3) Im Falle des § 156 Abſ. 2 (§ 174 Abſ. 3 Sat 1, § 175 Abſ. 1 Satz 1) Zw. iſt die 
Eintragung entſprechend zu ändern. 

9) Bei nachträglich zugeſchlagenen Grundſtücken erfolgt die Eintragung des Schutzforſt⸗ 
vermerkes oder der Wald-, Deich-, Wein⸗, Landgutseigenſchaft (§ 166 Abſ. 3, § 174 Abſ. 3 Satz 1, 
§ 175 Abf. 1 Satz 1 ZmAG.) durch Übertragung der Grundſtücke auf das Grundbuchblatt des 
Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗, Landguts, das mit dem entſprechenden Vermerke ver⸗ 
ſehen iſt. Grundſtücke, die dem Schutzforſt oder dem Wald-, Deich-, Wein⸗, Landgute nicht zu⸗ 
geſchlagen ſind, dürfen nicht auf deren OTMDbRyUIAE übertragen werden. 


§ 2. 

(1) Iſt der Schutzforſtvermerk oder die Wald-, Deich⸗, Weinz, Landgutseigenſchaft bereits 
in anderer Weiſe eingetragen, ſo hat das Auflöſungsamt für Familiengüter das Grundbuchamt zu 
erſuchen, den Schutzforſtvermerk oder die Wald⸗, Deich, Wein- und Landgutseigenſchaft in der den 
Vorſchriften des § 1 entſprechenden Weiſe einzutragen und die früheren Eintragungen, ſoweit ſie 
hiervon abweichen, zu löſchen. 

(2) Wenn der Schutzforſt oder das Wald⸗, Deich⸗ Wein⸗, Landgut ſchon vor dem 1. Oktober 
1930 gebildet worden iſt, ſo iſt in dem Eintragungsvermerk, und zwar vor den Worten „SS 151 ff. 
(oder § 174 oder § 175)“ auch § 274 Abſ. 1 ZWAG. aufzuführen. 


D. unau, ol ben. Str. 1243 
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§ 3. 

Der in § 162 Abf. 2 vorletzter Satz, § 163 Abſ. 1 Satz 2 174 Abſ. 3 Satz 1) Zw AG. 
vorgeſehene Vermerk iſt in der Aufſchrift des Grundbuchblatts einzutragen, auf das die Grundſtücke 
übertragen worden ſind. 

§ 4. 

(1) Die Löſchung des Schutzforſtvermerkes, der Wald⸗, Deich-, Wein-, Landgutseigenſchaft 
und der im § 3 bezeichneten Eintragungen erfolgt durch Eintragung des Löſchungsvermerkes in 
der Aufſchrift des Grundbuchblatts. Die gelöſchte Eintragung iſt rot zu unterſtreichen. 

2) Soll der Schutzforſtvermerk oder die Wald-, Deich-, Wein⸗, Landgutseigenſchaft nur bei 
einzelnen Grundſtücken des Schutzforſtes oder des Wald-, Deich-, Wein-, Landguts gelöſcht werden, 


jo erfolgt die Löſchung, indem die Grundſtücke ohne Mitübertragung des Vermerkes auf ein anderes 


Grundbuchblatt übertragen werden. 
§ 5. 

Reicht der Raum in der Aufſchrift für die Eintragungen nicht aus, ſo ſind ſie hinter der 
dritten Abteilung fortzufegen. Auf die Fortſetzung iſt in der Aufſchrift hinzuweiſen. In der 
Tabelle kann eine hinter der Aufſchrift einzufügende Einlage für die Fortſetzung der Eintragungen 
verwendet werden. 

§ 6. 

Wird das zur Führung des Grundbuchblatts des Schutzforſtes oder des Wald⸗, Deich⸗ 
Wein-, Landguts zuſtändige Grundbuchamt vom Juſtizminiſter beſtimmt (§ 156 Abſ. 4, § 174 
Abſ. 3 Satz 1, § 175 Abſ. 1 Satz 1 ZWAG.), jo teilt dieſes den anderen beteiligten Grundbuch⸗ 
ämtern die Zuſtändigkeitsbeſtimmung in beglaubigter Abſchrift mit. Dieſe verfahren alsdann 
nach §8 18, 18 a, 31 à der Allgemeinen Verfügung vom 20. November 1899 zur Ausführung der 
Grundbuchordnung. 

§ 7. 8 

Solange bei einem Schutzforſt oder einem Wald-, Deich-, Wein- und Landgute der Fidei⸗ 
kommißvermerk (Vermerk über die Eigenſchaft als Fideikommiß, Erbſtammgut, Lehn⸗ oder Haus⸗ 
gut) noch nicht gelöſcht iſt, liegt dem Grundbuchamt außer der Benachrichtigung gemäß § 156 Abſ. 3, 
§ 174 Abſ. 3 Satz 1, § 175 Abſ. 1 Satz 1, § 274 Abs. 1 ZWAG. auch die nach den Allgemeinen 
Verfügungen über Mitteilungen der Grundbuchämter an die Auflöſungsbehörden vom 7. November 
1925 (JMBl. S. 396) und 13. März 1929 (JM Bl. S. 77) erforderliche Benachrichtigung ob. 

5 § 8. | 

(1) Das Recht des Nacherben ($ 12 Abi. 1 Satz 2 Fam., SS 15 ff., SS 30, 247, 
262 ZWAG.) iſt, wenn es ſich auf das Eigentum an einem Grundſtücke bezieht, in Abteilung II 
und, wenn es ſich auf ein anderes Recht an einem Grundſtücke bezieht, in der Abteilung des Grund⸗ 
buchs einzutragen, in welcher das Recht eingetragen iſt. SS 11, 12 und 13 der Allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 20. November 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung finden entſprechende 
Anwendung. 

(2) Die Eintragung erfolgt etwa nach folgendem Muſter: 

Der (Name des Eigentümers oder des ſonſtigen Berechtigten) iſt nach Art eines 
Vorerben in der Verfügung beſchränkt. Nacherbe ift der (Bezeichnung des Nacherben). 

Eingetragen unter Bezugnahme auf das Exſuchen des Auflöſungsamts für 
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(8) Sit noch ein weiterer Nacherbe berufen (SS 22, 247, 262 ZWAG.), jo gelten die Abſ. 1 
und 2 entſprechend. f N i 

§ 9. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 31. Dezember 1930. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


Schmidt. 
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